12.05.1999

Pressemitteilung:

SPD im Regionalverband fordert:

„Keine Zwei-Klassen-Gesellschaft bei Landesregionen“

Gleiche Zuständigkeiten und Kompetenzen für alle

Als „elementare Verletzung der Chancengleicheit der Regionen“ bewertet die SPD-Fraktion im Regionalverband Heilbronn-Fran-ken die Absicht der CDU/FDP-Landesregierung, die Kompeten-zen des Verbandes Region Stuttgart ab dem kommenden Jahr er-heblich auszuweiten. Zwar sei nichts dagegen einzuwenden, daß die Landesregierung endlich die Notwendigkeit regionaler Politik und regionaler Entscheidungen anerkenne. Dies habe er, so Frak-tionsvorsitzender Harald Friese MdB in einem Schreiben an Mini-sterpräsident Erwin Teufel, „mit Genugtuung“ zur Kenntnis ge-nommen. Auf entschieden weniger Sympathie stößt bei Harald Friese und seinen Fraktionskollegen aber, daß diese Kompe-tenzerweiterung ausschließlich für die Region Stuttgart gelten soll.

Diese „von der Politik offensichtlich gewollte Ungleichheit regio-naler Politik und regionaler Entscheidungszuständigkeiten“ könne nicht akzeptiert werden. Schließlich sei unter Regionalpolitikern unstrittig, daß insbesondere Aufgaben wie Abfallwirtschaft, ÖPNV, Schienennahverkehr, Verkehrsinfrastruktur, Wirtschaftsförderung, Gewerbeansiedlung und Siedlungsstruktur „nicht mehr allein auf der Ebene der Kommunen und Landkreise sachgerecht gelöst werden können“. Sorge bereitet dem SPD-Fraktionsvorsitzenden allerdings die Tatsache, daß die Diskussion über eine in die Zu-kunft weisende Lösung für die anderen Regionen in Baden-Würt-temberg nicht vorankomme.

Für die anderen elf Landesregionen sei bedingt durch die Hinhal-tetaktik der Landesregierung eine Änderung in Richtung mehr re-gionale Entscheidungszuständigkeit faktisch erst im Jahre 2004 möglich. Vonnöten sei aber ein Konzept, daß allen Regionen glei-che Chancen einräumt. „Wenn dies nicht gelingt“, betont Harald
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Friese, „wird es in Baden-Württemberg eine Region erster Klasse und elf Regionen zweiter Klasse geben“, darunter die Region Heil-bronn-Franken. Der Anspruch der Bürgerinnen und Bürger auf gleichwertige Lebensverhältnisse und gleichwertige Entwicklungs-chancen, „egal, in welcher Region sie leben“, werde so ad absur-dum geführt.

Harald Frieses Forderung lautet deshalb klar, daß den Regional-verbänden wenigstens das Recht eingeräumt werden müsse, „die gleichen Zuständigkeiten wie der Verband Region Stuttgart zu er-halten, wenn Sie es wünschen“. Das Land Baden-Württemberg dürfe nicht in eine Region der ersten und elf Regionen der zweiten Kategorie aufgeteilt werden.

